
Orientierungssätze: 

 

 

1. Die subjektiven Eignungsanforderungen für Masterstudiengänge (Art. 43 Abs. 5 Satz 2 

BayHSchG) dienen neben dem Interesse an der internationalen Reputation und Ak-

zeptanz der Masterabschlüsse auf dem Arbeitsmarkt auch der Funktionsfähigkeit der 

Hochschulen in Wahrnehmung ihrer Aufgaben in Forschung und Lehre (BA Rn. 13).  

 

2. Es steht einer Hochschule aufgrund ihrer Lehr- und Wissenschaftsfreiheit frei, sowohl 

einen Bachelor- als auch einen konsekutiven Masterstudiengang anzubieten, der auf 

bestimmte Inhalte stärker abstellt als vergleichbare Studiengänge an anderen Hoch-

schulen (hier: Umfang mathematischer und statistischer Kompetenzen in der Be-

triebswirtschaftslehre; BA Rn. 15 f.).  

 

3. Als Qualifikationserfordernis für den Zugang zu einem konsekutiven Masterstudien-

gang kann darauf abgestellt werden, dass der Bewerber im vorausgehenden Ba-

chelorstudiengang in bestimmten Studieninhalten eine Mindestzahl von ECTS-

Leistungspunkten nachweist (hier: zehn ECTS-Leistungspunkte in statistischen Me-

thoden; BA Rn. 15).  

 

4. Der Bologna-Prozess fordert nicht, dass jedweder Bachelorabschluss einer Hochschu-

le als Zugangsvoraussetzung für einen konsekutiven Masterstudiengang an einer an-

deren Hochschule auf dem gleichen Fachgebiet ausreicht (BA Rn. 16 f.).  

 

5. Der Bologna-Prozess führt einerseits zu erhöhter Vergleichbarkeit und Transparenz 

der Abschlüsse, fördert anderseits aber auch die Spezialisierung und Differenzierung 

des Studienangebots der einzelnen Hochschulen (BA Rn. 17).  

 

 

Hinweis:  

 

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof stützt seinen Beschluss vom 3. Februar 2014 hin-

sichtlich der Anforderungen an die Rechtmäßigkeit von Zugangsvoraussetzungen für 

Masterstudiengänge auf seine bisherige gefestigte Rechtsprechung. Die Qualifikationsan-
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forderungen hängen von den speziellen fachlichen Anforderungen des jeweiligen konse-

kutiven Masterstudiengangs ab. Diese Anforderungen sind von den Hochschulen im ge-

richtlichen Verfahren schlüssig darzulegen.  

 

Die Entscheidung unterstreicht darüber hinaus die mit dem Bologna-Prozess verbundene 

verstärkte Differenzierung der von den Hochschulen insbesondere auch innerhalb des 

gleichen Fachgebiets angebotenen Studiengänge. So können betriebswirtschaftliche Stu-

diengänge unterschiedlicher Hochschulen je eigene inhaltliche Schwerpunkte bilden, so-

dass ein Bachelorabschluss an der einen Hochschule nicht ohne weiteres für einen kon-

sekutiven Masterstudiengang an einer anderen Hochschule qualifiziert.  

 

Der Senat stellt ferner klar, dass im Rahmen des Mastereignungsverfahrens in einer Sat-

zung eine bestimmte Anzahl von ECTS-Leistungspunkten zum Nachweis von Studienin-

halten des vorausgehenden Bachelorstudiengangs verlangt werden können. 
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G r o ß e s  S t a a t s -

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 
 

In der Verwaltungsstreitsache 

*********** *******, 

********** **, ***** *******, 

 - ************* - 
 
**************: 

************* ******** & ********, 

************. *, ***** *******, 

 

gegen 
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Freistaat Bayern, 

vertreten durch: 

Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Antragsgegner - 

 

wegen 

 

Zulassung zum Masterstudiengang BWL 

(Antrag nach § 123 VwGO); 

hier: Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Bayerischen  

Verwaltungsgerichts Bayreuth vom 4. September 2013, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 7. Senat, 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Häring, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Borgmann, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Schmeichel 

 

ohne mündliche Verhandlung am 3. Februar 2014 

folgenden 

 

Beschluss: 

 

 I. Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 

 

 II. Der Antragsteller trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens. 

 

 III. Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 2.500,-- Euro 

festgesetzt. 

 

 

Gründe: 
 
 

I. 
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Der Antragsteller begehrt die vorläufige Zulassung zum Master-Studiengang Be-

triebswirtschaftslehre an der Otto-Friedrich-Universität Bamberg (OFU) im Wege der 

einstweiligen Anordnung.  

 

Der Antragsteller hat gegen die Ablehnung seiner Bewerbung für den Master-Stu-

diengang Betriebswirtschaftslehre an der OFU Klage erhoben und gleichzeitig bean-

tragt, ihn im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes im Wintersemester 2013/ 

2014 vorläufig zu diesem Studiengang zuzulassen. Diesen Antrag hat das Verwal-

tungsgericht Bayreuth abgelehnt und zur Begründung im Wesentlichen folgendes 

ausgeführt:  

 

Dem Antragsteller – er hat an der Hochschule Heidelberg den Bachelor-Studiengang 

Betriebswirtschaft mit den Schwerpunkten Innovationsmanagement und Marketing 

mit der Gesamtnote gut (2,4) abgeschlossen – fehle der Nachweis der studiengang-

spezifischen Eignung gemäß § 28 Abs. 1 der einschlägigen Prüfungs- und Studien-

ordnung. Diese Vorschrift setze den Abschluss eines Studiums in einem betriebs-

wirtschaftlichen oder einem vergleichbaren Studiengang an einer Universität oder ei-

ner gleichgestellten Hochschule voraus, der neben anderen Kriterien mindestens 

zehn ECTS-Leistungspunkte aus statistischen Methoden enthalten müsse. Dem-

gegenüber könne der Antragsteller lediglich fünf ECTS-Leistungspunkte im Fach 

„Statistik“ nachweisen. Die Forderung in der Prüfungs- und Studienordnung nach 

zehn ECTS-Leistungspunkten halte sich im Rahmen des Art. 43 Abs. 5 Satz 2 des 

Bayerischen Hochschulgesetzes wie auch des Art. 12 Abs. 1 Satz 1 GG. Die nor-

mative Regelung in § 28 Abs. 1 Nr. 1 der Prüfungs- und Studienordnung sei hin-

reichend bestimmt. Die Universität habe ihren Gestaltungsspielraum insoweit sach-

gerecht und unter Wahrung der Erfordernisse der praktischen Handhabung aus-

gefüllt. Die Kenntnis statistischer Methoden und volkswirtschaftliche Kenntnisse im 

geforderten Umfang seien sachlich gerechtfertigte Kriterien für einen vergleichbaren 

Studiengang im Sinn des § 28 Abs. 1 Halbsatz 2 der Prüfungs- und Studienordnung. 

 

Dagegen wendet sich der Antragsteller mit seiner Beschwerde. Die Auffassung des 

Verwaltungsgerichts würde dazu führen, dass jede Hochschule durch formelle und 

willkürliche Anforderungen die Zulassung zum Master-Studiengang auf Absolventen 

des eigenen Bachelor-Studiengangs beschränken könnte. Der Antragsteller habe an 

einer anerkannten Hochschule einen Bachelorabschluss in Betriebswirtschaftslehre 

erworben und erfülle daher die Voraussetzungen der Zulassung zum Master-Stu-
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diengang Betriebswirtschaftslehre an der OFU. Zehn Leistungspunkte habe er des-

halb mehr oder weniger zufällig nicht erwerben können, weil der Bachelor-Studien-

gang an der Hochschule in Heidelberg andere Schwerpunkte setze und lediglich den 

Erwerb von fünf ECTS-Leistungspunkten im Fach Statistik vorsehe. Dies habe mit 

einer besonderen Qualifikation nichts zu tun. Ein Bachelor-Abschluss an der Univer-

sität (sic!) Heidelberg biete selbstverständlich die Gewähr dafür, dass der Absolvent 

damit die für ein aufbauendes Masterstudium erforderlichen Kenntnisse und Fähig-

keiten erworben habe. Er habe von vornherein den Master-Studiengang angestrebt 

und eine Vielzahl von Berufspraktika absolviert.  

 

Er beantragt, 

 

den Beschluss des Verwaltungsgerichts Bayreuth vom 4. September 2013 auf-

zuheben und im Rahmen einer einstweiligen Anordnung anzuordnen, den An-

tragsteller vorläufig zum Master-Studiengang Betriebswirtschaftslehre im Win-

tersemester 2013/2014 an der Otto-Friedrich-Universität Bamberg zuzulassen.  

7 

Der Antragsgegner tritt der Beschwerde entgegen und beantragt, 

 

die Beschwerde zurückzuweisen. 

 

Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf den Schriftverkehr dieses Beschwerdeverfah-

rens sowie die beigezogenen Gerichtsakten und die vorgelegten Akten der OFU Be-

zug genommen. 

 
 
 

II. 

 

Die zulässige Beschwerde, bei der nach § 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO nur die darge-

legten Gründe geprüft werden, hat keinen Erfolg. Nach der im Eilverfahren allein 

möglichen summarischen Prüfung wird die Klage des Antragstellers voraussichtlich 

erfolglos bleiben. Zur Begründung wird auf die zutreffenden Gründe des angefochte-

nen Beschlusses Bezug genommen. Sie werden zum Gegenstand dieser Entschei-

dung gemacht (§ 122 Abs. 2 Satz 3 VwGO).  
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Im Hinblick auf die Beschwerdebegründung ist ergänzend auf folgendes hinzuwei-

sen: 

 

Entgegen der Auffassung des Antragstellers handelt es sich bei den in § 28 Abs. 1 

Nr. 1 2. Halbsatz der Prüfungs- und Studienordnung für den Bachelor-Studiengang 

und den Master-Studiengang Betriebswirtschaftslehre an der Otto-Friedrich-Univer-

sität Bamberg vom 1. Oktober 2010 (PSO), zuletzt geändert durch Satzung vom 

27. November 2012, festgesetzten Zugangsvoraussetzungen zum Master-Studien-

gang Betriebswirtschaftslehre, wonach der erfolgreich abgeschlossene Studiengang 

mindestens zehn ECTS-Leistungspunkte aus statistischen Methoden beinhalten 

muss, nicht um lediglich formelle oder gar willkürliche Anforderungen. 

 

Nach Art. 43 Abs. 5 Satz 1 des Bayerischen Hochschulgesetzes (BayHSchG) vom 

23. Mai 2006 (GVBl S. 245, BayRS 2210-1-1-WFK), zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 7. Mai 2013 (GVBl S. 245), setzt der Zugang zu einem Master-Studiengang ei-

nen Hochschulabschluss oder einen gleichwertigen Abschluss voraus. Gemäß 

Art. 43 Abs. 5 Satz 2 BayHSchG können die Hochschulen durch Satzung weitere 

Zugangsvoraussetzungen festsetzen und insbesondere den Nachweis einer studien-

gangspezifischen Eignung fordern. Von dieser Möglichkeit hat die OFU mit ihrer Prü-

fungs- und Studienordnung für den Bachelor-Studiengang und den Master-Stu-

diengang Betriebswirtschaftslehre Gebrauch gemacht. Die hier festgesetzten Vo-

raussetzungen sind grundsätzlich keine objektiven Beschränkungen der Ausbil-

dungsfreiheit, sondern subjektive, in der Person des Studienbewerbers liegende Eig-

nungsanforderungen. Sie dienen neben dem Interesse an der internationalen Repu-

tation und der Akzeptanz der Masterabschlüsse durch den Arbeitsmarkt auch der 

Funktionsfähigkeit der Universitäten in Wahrnehmung ihrer Aufgaben in Forschung, 

Lehre und Studium. Die mit dem Masterabschluss verfolgten Ausbildungsziele lassen 

sich nur dann mit angemessenem zeitlichen und sächlichen Aufwand erreichen, 

wenn die Studierenden eine bestimmte Qualifikation mitbringen. Diese Anliegen ver-

körpern ein gewichtiges Gemeinschaftsgut. Entsprechende Zugangsbeschränkungen 

sind daher mit Art. 12 Abs. 1 GG vereinbar, ohne dass damit die auch für einen Mas-

ter-Studiengang gewährleistete Freiheit der Wahl der Berufsausbildung unzulässig 

eingeschränkt wäre (BayVGH, B.v. 18.3.2013 – 7 CS 12.1779 – juris Rn. 19 m.w.N.).  

 

In mittlerweile ständiger Rechtsprechung (z.B. BayVGH a.a.O. Rn. 20) hat der Ver-

waltungsgerichtshof entschieden, dass die Hochschulen, auch wenn sie durch Vor-
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schriften wie Art. 43 Abs. 5 Satz 2 BayHSchG ermächtigt werden, für die Aufnahme 

eines Master-Studiengangs den Nachweis einer studiengangspezifischen Eignung zu 

verlangen, den Zugang insbesondere zu postgradualen Studiengängen nicht unein-

geschränkt begrenzen dürfen. Die Qualifikationsanforderungen, die die Hochschulen 

insoweit aufstellen dürfen, hängen von den speziellen fachlichen Anforderungen des 

jeweiligen Master-Studiengangs ab. Diese Anforderungen bestimmen die Hochschu-

len aufgrund ihrer Lehr- und Wissenschaftsfreiheit selbst. Das heißt, die Hoch-

schulen dürfen Qualifikationsnachweise fordern, soweit diese sicherstellen, dass die 

Bewerber den Anforderungen des von den Hochschulen konzipierten Studiengangs 

gerecht werden und bei den Bewerbern die hinreichende Aussicht besteht, dass sie 

das Studium im Hinblick auf die Anforderungen erfolgreich abschließen können.  

 

Der Antragsgegner führt in seiner Beschwerdeerwiderung zu Recht aus, dass die 

Qualifikationserfordernisse des § 28 Abs. 1 Nr. 1 2. Halbsatz PSO gemessen daran 

Bestand haben. Es steht der OFU aufgrund ihrer Lehr- und Wissenschaftsfreiheit frei, 

in Betriebswirtschaftslehre sowohl einen Bachelor- als auch einen konsekutiven Mas-

ter-Studiengang anzubieten, der in dem geforderten Umfang mathematische und sta-

tistische Kompetenzen vermittelt bzw. voraussetzt. Das findet seinen Ausdruck u.a. 

darin, dass die Studierenden nicht den Grad eines Bachelor bzw. Master of Arts 

(B.A. bzw. M.A.) sondern eines Bachelor bzw. Master of Science (B.S. bzw. M.S.) 

erwerben. Dieser Ausrichtung sind die Qualifikationserfordernisse, wonach u.a. ge-

fordert wird, dass die Bewerber zehn ECTS-Leistungspunkte im Hinblick auf statisti-

sche Methoden nachweisen, geschuldet. Die damit nachgewiesenen Kompetenzen 

erscheinen erforderlich, um die Ziele des von der OFU konzipierten konsekutiven 

Master-Studiengangs zu erreichen. Sie sind Grundlage jeglicher Risikobewertung, 

ebenso der Bereiche Finanzen und Marketing wie auch der Marktforschung und der 

Logistik. Der Antragsgegner weist unwidersprochen auf erfahrungsgemäß bestehen-

de erhebliche Schwierigkeiten hin, das Masterstudium an der OFU erfolgreich zu ab-

solvieren, soweit die Studierenden nicht die geforderte Qualifikation nachweisen.  

 

Insoweit ist es auch nicht zu beanstanden, wenn nicht jeder betriebswirtschaftliche 

Bachelor-Studiengang an einer Universität oder einer Fachhochschule die für den 

Master-Studiengang an der OFU erforderliche Qualifikation vermittelt. Der Antrags-

gegner weist ebenso unwidersprochen darauf hin, dass die Bachelor-Studiengänge 

anderer Universitäten zumeist ebenfalls einen in zehn ECTS-Leistungspunkten aus-

gedrückten Anteil bezüglich statistischer Methoden beinhalten. Danach handelt es 
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sich insoweit um einen typischen Regelungsinhalt grundständiger betriebswirtschaft-

licher Studiengänge an den Universitäten.  

 

Dass jeder Bachelorabschluss auf dem Gebiet der Betriebswirtschaftslehre als Vo-

raussetzung eines betriebswirtschaftlichen Master-Studiengangs ausreicht, wird vom 

sog. Bologna-Prozess nicht gefordert. Er führt zwar einerseits zu erhöhter Ver-

gleichbarkeit und Transparenz der Abschlüsse und Kompetenzen, fördert aber an-

dererseits auch die Spezialisierung und die Differenzierung der einzelnen Hoch-

schulen. Auch in dieser Hinsicht steht es der OFU aufgrund ihrer Lehr- und Wissen-

schaftsfreiheit frei, einen Master-Studiengang zu konzipieren und anzubieten, dessen 

Anforderungen den Nachweis von Kompetenzen erfordern, die nicht jeder betriebs-

wirtschaftliche Bachelor-Studiengang vermittelt.  

 

Auf die Frage, ob der Antragsteller nach Art. 43 Abs. 5 Satz 3 BayHSchG vorläufig 

hätte zugelassen werden können, braucht schon deshalb nicht eingegangen zu wer-

den, weil die Beschwerdebegründung insoweit keine Ausführungen enthält (§ 146 

Abs. 4 Satz 6 VwGO).  

 

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 154 Abs. 2 VwGO. Die Streitwertfestset-

zung beruht auf § 52 Abs. 1, § 47 Abs. 1 Satz 1, § 53 Abs. 2 Nr. 1 GKG.  

 

 

Häring Dr. Borgmann Schmeichel 
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